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7. Hinterbliebenenversorgung 

70 
Folgt ein Hinterbliebenenbezug einem Versorgungsbezug, bestimmen sich der Vomhun-

dertsatz, der Höchstbetrag des Versorgungsfreibetrags und der Zuschlag zum Versorgungs-

freibetrag für den Hinterbliebenenbezug nach dem Jahr des Beginns des Versorgungsbe-

zugs des Verstorbenen (§ 19 Abs. 2 Satz 7 EStG). Bei Bezug von Witwen- oder Waisen-

geld ist für die Berechnung der Freibeträge für Versorgungsbezüge das Jahr des Versor-

gungsbeginns des Verstorbenen maßgebend, der diesen Versorgungsanspruch zuvor be-

gründete. 

 

71 
Beispiel: 

Im Oktober 2006 verstirbt ein 67-jähriger Ehegatte, der seit dem 63. Lebensjahr Versor-

gungsbezüge erhalten hat. Der überlebende Ehegatte erhält ab November 2006 Hinterblie-

benenbezüge. 

 

Für den verstorbenen Ehegatten sind die Freibeträge für Versorgungsbezüge bereits mit der 

Pensionsabrechnung für Januar 2005 (40 % der voraussichtlichen Versorgungsbezüge 2005, 

maximal 3.000 € zuzüglich 900 € Zuschlag) festgeschrieben worden. Im Jahr 2006 sind die 

Freibeträge für Versorgungsbezüge des verstorbenen Ehegatten mit zehn Zwölfteln zu be-

rücksichtigen. Für den überlebenden Ehegatten sind mit der Pensionsabrechnung für No-

vember 2006 eigene Freibeträge für Versorgungsbezüge zu ermitteln. Zugrunde gelegt 

werden dabei die hochgerechneten Hinterbliebenenbezüge (einschl. Sonderzahlungen). 

Darauf sind nach § 19 Abs. 2 Satz 7 EStG der maßgebliche Vomhundertsatz, der Höchstbe-

trag und der Zuschlag zum Versorgungsfreibetrag des verstorbenen Ehegatten (40 %, ma-

ximal 3.000 € zuzüglich 900 € Zuschlag) anzuwenden. Im Jahr 2006 sind die Freibeträge 

für Versorgungsbezüge des überlebenden Ehegatten mit zwei Zwölfteln zu berücksichtigen. 

 

72 
Erhält ein Hinterbliebener Sterbegeld, stellt dieses gem. R 75 Abs. 1 Nr. 1 LStR und R 76 

Abs. 3 Nr. 3 LStR ebenfalls einen Versorgungsbezug dar. Für das Sterbegeld gelten zur Be-

rechnung der Freibeträge für Versorgungsbezüge ebenfalls der Vomhundertsatz, der 

Höchstbetrag und der Zuschlag zum Versorgungsfreibetrag des Verstorbenen. Das Sterbe-

geld darf als Leistung aus Anlass des Todes die Berechnung des Versorgungsfreibetrags für 

etwaige sonstige Hinterbliebenenbezüge nicht beeinflussen und ist daher nicht in deren Be-

rechnungsgrundlage einzubeziehen. Das Sterbegeld ist vielmehr als eigenständiger - zusätz-

licher - Versorgungsbezug zu behandeln. Die Zwölftelungsregelung ist für das Sterbegeld 

nicht anzuwenden. Als Bemessungsgrundlage für die Freibeträge für Versorgungsbezüge ist 

die Höhe des Sterbegeldes im Kalenderjahr anzusetzen, unabhängig von der Zahlungsweise 

und Berechnungsart. 
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73  
Beispiel: 

Im April 2007 verstirbt ein Ehegatte, der zuvor seit 2004 Versorgungsbezüge in Höhe von 

1.500 € monatlich erhalten hat. Der überlebende Ehegatte erhält ab Mai 2007 laufende Hin-

terbliebenenbezüge in Höhe von 1.200 € monatlich. Daneben wird ihm einmalig Sterbegeld 

in Höhe von zwei Monatsbezügen des verstorbenen Ehegatten, also 3.000 € gezahlt. 

 

Laufender Hinterbliebenenbezug: 

Monatsbetrag 1.200 x 12 = 14.400 €. Auf den hochgerechneten Jahresbetrag werden der für 

den Verstorbenen maßgebende Vomhundertsatz und Höchstbetrag des Versorgungsfreibe-

trags (2005), zuzüglich des Zuschlags von 900 € angewandt. Das bedeutet im vorliegenden 

Fall 14.400 € x 40 % = 5.760 €, höchstens 3.000 €. Da der laufende Hinterbliebenenbezug 

nur für 8 Monate gezahlt wurde, erhält der überlebende Ehegatte acht Zwölftel dieses Ver-

sorgungsfreibetrags, 3.000 € : 12 = 250 € x 8 = 2.000 €. Der Versorgungsfreibetrag für den 

laufenden Hinterbliebenenbezug beträgt somit 2.000 €, der Zuschlag zum Versorgungsfreibe-

trag 600 € (acht Zwölftel von 900 €). 

 

Sterbegeld: 

Gesamtbetrag des Sterbegelds (2 x 1.500 € = 3.000 €). Auf diesen Gesamtbetrag von 3.000 € 

werden ebenfalls der für den Verstorbenen maßgebende Vomhundertsatz und Höchstbetrag 

des Versorgungsfreibetrags (2005), zuzüglich des Zuschlags von 900 € angewandt, 3.000 € x 

40 % = 1.200 €. Der Versorgungsfreibetrag für das Sterbegeld beträgt 1.200 €, der Zuschlag 

zum Versorgungsfreibetrag 900 €. 

 

Beide Versorgungsfreibeträge ergeben zusammen einen Betrag von 3.200 €, auf den der ins-

gesamt berücksichtigungsfähige Höchstbetrag nach dem maßgebenden Jahr 2005 anzuwen-

den ist. Der Versorgungsfreibetrag für den laufenden Hinterbliebenenbezug und das Sterbe-

geld zusammen beträgt damit 3.000 €.  

Dazu kommt der Zuschlag zum Versorgungsfreibetrag von insgesamt 900 €. 
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8. Berechnung des Versorgungsfreibetrags im Falle einer Kapitalauszahlung/Abfindung 

74 
Wird anstelle eines monatlichen Versorgungsbezugs eine Kapitalauszahlung/Abfindung an 

den Versorgungsempfänger gezahlt, so handelt es sich um einen sonstigen Bezug. Für die 

Ermittlung der Freibeträge für Versorgungsbezüge ist das Jahr des Versorgungsbeginns 

zugrunde zu legen, die Zwölftelungsregelung ist für diesen sonstigen Bezug nicht anzuwen-

den. Bemessungsgrundlage ist der Betrag der Kapitalauszahlung/Abfindung im Kalenderjahr. 

 

75 
Beispiel: 

Dem Versorgungsempfänger wird im Jahr 2005 eine Abfindung in Höhe von 10.000 € ge-

zahlt. Der Versorgungsfreibetrag beträgt (40 % von 10.000 € = 4.000 €, höchstens) 3.000 €; 

der Zuschlag zum Versorgungsfreibetrag beträgt 900 €. 

 

76 
Bei Zusammentreffen mit laufenden Bezügen darf der Höchstbetrag, der sich nach dem Jahr 

des Versorgungsbeginns bestimmt, nicht überschritten werden (s. dazu Beispiele in Rz. 71 

und 73 zum Sterbegeld). 

 

77 
Die gleichen Grundsätze gelten auch, wenn Versorgungsbezüge in einem späteren Kalender-

jahr nachgezahlt oder berichtigt werden. 

 

 

9. Zusammentreffen von Versorgungsbezügen (§ 19 EStG) und Rentenleistungen (§ 22 EStG) 

78 
Die Frei- und Pauschbeträge sind für jede Einkunftsart gesondert zu berechnen. Der 

Lohnsteuerabzug ist weiterhin nur für die Versorgungsbezüge vorzunehmen. 

 

 

III. Aufzeichnungs- und Bescheinigungspflichten 

79 
Nach § 4 Abs. 1 Nr. 4 LStDV hat der Arbeitgeber im Lohnkonto des Arbeitnehmers in den 

Fällen des § 19 Abs. 2 EStG die für die zutreffende Berechnung des Versorgungsfreibetrags 

und des Zuschlags zum Versorgungsfreibetrag erforderlichen Angaben aufzuzeichnen. Auf-

zuzeichnen sind die Bemessungsgrundlage für den Versorgungsfreibetrag (Jahreswert, Rz. 

62), das Jahr des Versorgungsbeginns und die Zahl der Monate (Zahl der Zwölftel), für die 

Versorgungsbezüge gezahlt werden. Bei mehreren Versorgungsbezügen sind die Angaben 

für jeden Versorgungsbezug getrennt aufzuzeichnen, soweit die maßgebenden Versorgungs-

beginne in unterschiedliche Kalenderjahre fallen (vgl. Rz. 67). Demnach können z.B. alle 

Versorgungsbezüge mit Versorgungsbeginn bis zum Jahre 2005 zusammengefasst werden. 

Zu den Bescheinigungspflichten wird auf die jährlichen BMF-Schreiben zu den Lohnsteuer-

bescheinigungen hingewiesen. 
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